
3.1.16 Sozialgesetzbuch (SGB) Drittes Buch (III) - Arbeitsförderung 
Vom 24.03.1997 (BGBl. I S. 594), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.04.2013 

(BGBl. I S. 868) 

Zweites Kapitel   Versicherungspflicht 

Erster Abschnitt  Beschäftigte, Sonstige Versicherungspflichtige 

§ 26   Sonstige Versicherungspflichtige 

(1) Versicherungspflichtig sind 

(...) 

5. Personen, die als nicht satzungsmäßige Mitglieder geistlicher Genossenschaften oder ähnlicher 
religiöser Gemeinschaften für den Dienst in einer solchen Genossenschaft oder ähnlichen religiösen 
Gemeinschaft außerschulisch ausgebildet werden. 

(...) 

§ 27   Versicherungsfreie Beschäftigte 

(1) Versicherungsfrei sind Personen in einer Beschäftigung als 

(...) 

2. Geistliche der als öffentlich-rechtliche Körperschaften anerkannten Religionsgesellschaften, 
wenn sie nach beamtenrechtlichen Vorschriften oder Grundsätzen bei Krankheit Anspruch auf 
Fortzahlung der Bezüge und auf Beihilfe haben,  

3. Lehrer an privaten genehmigten Ersatzschulen, wenn sie hauptamtlich beschäftigt sind und 
nach beamtenrechtlichen Vorschriften oder Grundsätzen bei Krankheit Anspruch auf Fortzahlung der 
Bezüge und auf Beihilfe haben, 

4. satzungsmäßige Mitglieder von geistlichen Genossenschaften, Diakonissen und ähnliche 
Personen, wenn sie sich aus überwiegend religiösen oder sittlichen Beweggründen mit Krankenpflege, 
Unterricht oder anderen gemeinnützigen Tätigkeiten beschäftigen und nicht mehr als freien Unterhalt 
oder ein geringes Entgelt beziehen, das nur zur Beschaffung der unmittelbaren Lebensbedürfnisse an 
Wohnung, Verpflegung, Kleidung und dergleichen ausreicht, 

(...) 

Drittes Kapitel   Beratung und Vermittlung 

Zweiter Abschnitt   Vermittlung 

§ 36   Grundsätze der Vermittlung 

(1) Die Agentur für Arbeit darf nicht vermitteln, wenn ein Ausbildungs- oder Arbeitsverhältnis 
begründet werden soll, das gegen ein Gesetz oder die guten Sitten verstößt. 

(2) Die Agentur für Arbeit darf Einschränkungen, die der Arbeitgeber für eine Vermittlung 
hinsichtlich Geschlecht, Alter, Gesundheitszustand, Staatsangehörigkeit oder ähnlicher Merkmale des 
Ausbildungsuchenden und Arbeitsuchenden vornimmt, die regelmäßig nicht die berufliche 



Qualifikation betreffen, nur berücksichtigen, wenn diese Einschränkungen nach Art der auszuübenden 
Tätigkeit unerläßlich sind. Die Agentur für Arbeit darf Einschränkungen, die der Arbeitgeber für eine 
Vermittlung aus Gründen der Rasse oder wegen der ethnischen Herkunft, der Religion oder 
Weltanschauung, einer Behinderung oder der sexuellen Identität des Ausbildungsuchenden und 
Arbeitsuchenden vornimmt, nur berücksichtigen, soweit sie nach dem Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetz zulässig sind. Im Übrigen darf eine Einschränkung hinsichtlich der 
Zugehörigkeit zu einer Gewerkschaft, Partei oder vergleichbaren Vereinigung nur berücksichtigt 
werden, wenn  

1. der Ausbildungs- oder Arbeitsplatz in einem Tendenzunternehmen oder -betrieb im Sinne des 
§ 118 Abs. 1 Satz 1 des Betriebsverfassungsgesetzes besteht und 

2. die Art der auszuübenden Tätigkeit diese Einschränkung rechtfertigt. 

(...) 

Dritter Abschnitt   Gemeinsame Vorschriften 

§ 42   Einschränkung des Fragerechts 

Die Agentur für Arbeit darf von Ausbildungsuchenden und Arbeitsuchenden Daten nicht erheben, die 
ein Arbeitgeber vor Begründung eines Ausbildungs- oder Arbeitsverhältnisses nicht erfragen darf. 
Daten über die Zugehörigkeit zu einer Gewerkschaft, Partei, Religionsgemeinschaft oder 
vergleichbaren Vereinigung dürfen nur beim Ausbildungsuchenden und Arbeitsuchenden erhoben 
werden. Das Arbeitsamt darf diese Daten nur erheben und nutzen, wenn 

1. eine Vermittlung auf einen Ausbildungs- oder Arbeitsplatz 

a) in einem Tendenzunternehmen oder -betrieb im Sinne des § 118 Abs. 1 Satz 1 des 
Betriebsverfassungsgesetzes oder 

b) bei einer Religionsgemeinschaft oder in einer zu ihr gehörenden karitativen oder 
erzieherischen Einrichtung vorgesehen ist, 

2. der Ausbildungsuchende oder Arbeitsuchende bereit ist, auf einen solchen Ausbildungs- oder 
Arbeitsplatz vermittelt zu werden und 

3. bei einer Vermittlung nach Nummer 1 Buchstabe a die Art der auszuübenden Tätigkeit diese 
Beschränkung rechtfertigt. 

Zehntes Kapitel   Finanzierung  

Zweiter Abschnitt   Beiträge und Verfahren 

Erster Unterabschnitt   Beiträge 

§ 345   Beitragspflichtige Einnahmen sonstiger Versicherungspflichtiger 

Als beitragspflichtige Einnahme gilt bei Personen, 

(...) 

4. die als nicht satzungsmäßige Mitglieder geistlicher Genossenschaften oder ähnlicher religiöser 
Gemeinschaften für den Dienst in einer solchen Genossenschaft oder ähnlichen religiösen 



Gemeinschaft außerschulisch ausgebildet werden, ein Entgelt in Höhe der gewährten Geld- und 
Sachbezüge, 

(...) 

Zweiter Unterabschnitt   Verfahren 

§ 347   Beitragstragung bei sonstigen Versicherten 

Die Beiträge werden getragen 

(...) 

4. für nicht satzungsmäßige Mitglieder geistlicher Genossenschaften oder ähnlicher religiöser 
Gemeinschaften während der Zeit der außerschulischen Ausbildung für den Dienst in einer solchen 
Genossenschaft oder ähnlichen religiösen Gemeinschaft von der geistlichen Genossenschaft oder 
ähnlichen religiösen Gemeinschaft, 

(...) 

 


